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● Stephan von Dassel: Der grüne Bezirksbürgermeister, der 
Inklusion verhindert 

Berliner Behindertenvereine werfen dem Politiker vor, die UN-
Behindertenrechtskonvention aktiv zu behindern. 

„50 schwarze UN-BRK-Ballons“ haben die Vereine „CoCas e.V. Berlin – Club für 
Behinderte und Nichtbehinderte“, der Berliner Behindertenverband e.V. und die 
Berliner Behindertenzeitung dem Bezirksbürgermeister von Berlin-Mitte, Stephan von 
Dassel, überreicht. Sie sind als Protest gegen die „verschleppte Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention gedacht“. Die Zahl 50 steht für die 50 Artikel der UN-
BRK, die 2009 in Deutschland in Kraft getreten ist.  

Seit Jahren beobachten die Vereine mit Sorge, dass in dem Stadtteil die Umsetzung 
der UN-BRK vom Bezirksbürgermeister Dassel „aktiv behindert wird“. In der 
Begründung heißt es: 

„Mit Beschluss des Rats der Bürgermeister (RdB) vom 26. Februar 2015 und per 
anschließenden Senatsbeschluss wurde Herr von Dassel als reguläres, nicht 
stimmberechtigtes Mitglied in den Landesbeirat für Menschen mit Behinderung 
berufen, um dort aktiv den Rat der Bürgermeister zu vertreten. Er hat diese Berufung 
auch angenommen. Der Landesbeirat hat Herrn von Dassel seit nunmehr über drei 
Jahren zu jeder Sitzung eingeladen. Erschienen ist er allerdings kein einziges Mal. 
Das zeigt deutlich auf, welchen Stellenwert er Menschen mit Behinderung beimisst – 
und diese Haltung zieht sich wie ein roter Faden durch sein politisches Handeln. 

Etwa mit der  ,Verbannung‘ der Beauftragten für Menschen mit Behinderung aus 
dem Rathaus – sinnfälliger kann man die Inklusion als Querschnittsaufgabe wohl 
kaum konterkarieren.“  

Als Fazit bleibe nur: Die über 51.000 Menschen mit Behinderung im Bezirk Mitte – 
immerhin ein Anteil von rund 13,5 Prozent – könnten nicht damit rechnen, dass sich 
ihr Bezirksbürgermeister für ihre allgemeinen Menschenrechte einsetzt. 
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